
VIII ZR 54/60

Verkündet 
am 13.Dezember 1961 hoffmeister 
Juotizangestellter 
als Urkundsbearrter 
der Geschäftsstelle

2214 03C

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
der Witwe Wanda N ^ B a l s  Alleinerbin des verstorbenen 
Dr.Paul N p p  in L ^ P ^ p s t r a ß e  p ,

Beklagten, Widerklägerin,
Berufungsbeklagten und 
Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt hr.
gegen

1. den Gastwirt und Küchenmeister Christian
2. die Ehefrau Gertrud geborene
beide in S ^ P H | H P f t ,  B p p P s t r a ß e  P ,

B >

Kläger, Widerbeklagte, 
Berufungskläger und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof.hr.
hat der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 13- Dezember 1961 unter Mitwir­
kung der Bundesrichter Dr.Gelhaar, Artl, Dr.Spieler, 
Dr.horschel und Dr.Mezger
für Recht erkannt:

hie Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Saar­
brücken vom 29. Januar I960 wird zurückgewiesen.
hie Kosten des Revisionsverfahrens werden der 
Beklagten auferlegt.

Von Rechts v/egen
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Tatbestand:

Durch Mietvertrag vom 2. Mai 1950 mieteten die Kläger 
von dem uroprünglichen Beklagten, der während des zweiten 
Rechtszugeo verstorben und von der jetzigen Beklagten be­
erbt ist, noch nicht ausgebaute Räume de3 damals im Wieder­
aufbau befindlichen Hausgrundstücks B ^ ^ ^ s t r a ß e  in 

zum Betriebe einer Gaststätte auf zunächst 
zehn Jahre unter Vereinbarung einer Verlängerungsklausel. 
Nach dem Vertrag begann die Mietszeit mit d.er Übergabe 
der Mieträume nach Fertigstellung durch den Vermieter. Die­
ser übernahm in § 15 des Vertrages die Verpflichtung, die 
Mieträumc einschließlich der vorgeschriebenen Toiletten 
schlüsselfertig zu erstellen. Die Kosten für die Innenaus­
stattung sollten dagegen zu Lasten der Mieter gehen. Zur 
Innenausstattung gehören nach der Festlegung im Vertrage 
auch “Spezialinstallationen und Entlüftungsanlagen, soweit 
sie nach dem jeweiligen Verwendungszweck der Mieträume 
erforderlich werden".

Die Kläger schlossen am 6, Dezember 1950 mit der
Aktiengesellschaft in 

(im folgenden: Brauerei) einen Darlehens- und Getränkebe­
zugsvertrag für die von ihnen zu betreibende Gaststätte ab. 
Die Brauerei übernahm durch Vertrag mit dem ursprünglichen 
Beklagten vom 8 . Dezember 1950 in Verbindung mit dem Wie­
deraufbau der Gaststätte nach Gesichtspunkten, die der bau­
leitende Architekt jeweils festlegen sollte, näher
bezeichnote Inneneinrichtungsarbeiten, darunter folgende:

"1. Ent- und Belüftungsanlage sämtlicher Gast­
stättenräume und Küche mit Nebenräumen im 
Keller* einschließlich der Luftkanäle nach den Bedingungen des Gewerbeaufsichtsamtes 
bezw. der Baupolizei."

Nach § 5 gilt als Bestandteil dieses Vertrages der § 15 des
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Mietvertrages zwischen den Klägern und ihrem Vermieter, 
"dessen Einhaltung die Brauerei anerkennt".

Für die schon damals von dem Vermieter vorgesehene 
Küche im Keller sollte eine Lüftung installiert werden.
Als Lieferant war die Firma Josef vorgesehen,die
in einem Schreiben an den Vermieter vom 14. November 1950 
zugesagt hatte, daß sie jede Gewähr für eine auch den höch­
sten Anforderungen genügende Anlage leiste. Auf Wunsch der 
Brauerei wurde die Entlüftungsanlage dann jedoch durch 
eine andere Firma eingerichtet. Die. Anlage erwies sich spä­
ter als unzureichend.

Die Örtliche Bäupolizeibehörde teilte dem Kläger zu 1 
in einer Verfügung vom 4. April 1951 mit, gegen die Belassun 
der Wirtschafts- und Spülküche im Kellergeschoß bestünden 
nach wie vor wegen der geringen Raumhöhe und der offensicht­
lich ungenügenden Be- und Entlüftung baupolizeilicherseits 
größte Bedenken.

Am 14. April 1951 wurde die Gaststätte eröffnet, nach­
dem hierfür eine vorläufige Genehmigung erteilt worden Avar. 
Die Kläger nahmen auch die Küche im Kellergeschoß zur Be­
reitung warmer und kalter Speisen in Benutzung. Die Arbeits­
bedingungen in dem Küchenraum erwiesen sich jedoch als nicht 
tragbar. In einem Bauschein vom 28. Juli 1951 machte die 
Ortspolizeibehörde u.a. folgende Auflagen:

"Die lichte Höhe der Küche im Kellergeschoß 
muß mindestens 3.00 m betragen. Sofern diese 
Höhe infolge der Kanalanlage nicht eingehal- 

; ten werden Kann,, ist eine wirksame vollauto­
matische Be- und Entlüftungsanlage einzu- 
bäuen.^

Die beiden den Klägern vermieteten Kellerräume v/iesen 
nur eine lichte Höhe von 2,20 bis 2,44 m auf, unter dem
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quer durch die Küche laufenden Ei3enbeton-Unterzug be­
trug die Höhe nur 1,86 bezw. 2,03 m.

Durch Verfügung vom 26. Februar 1952 untersagte die 
Ortopolizoibehörde die Benutzung der Küche ab 15. März 1952 
im Einverständnis mit dem Gev/erbeaufsichtsamt und dem 
Staatlichen Gewerbeämt. Das von der J^jm^-Grund Stücks- 
verwertungs GmbH eingereichte Baugesuch zwecks Tieferle- 
gung der Küche wurde durch Verfügung vom 17. September 1952 
abgelehnt, weil die StandSicherheit des Gebäudes nicht ge­
währleistet sei und bei der ablehnenden Stellungnahme des 
Gewerbeaufsichtsamts vom 18. August 1952 mit der Zulassung 
als Kochküche eines Restaurants auch bei der Herstellung 
einer lichten Höhe von 3 m nicht gerechnet werden könne, 
sondern lediglich mit der Zulassung als Imbißküche (Kalt- 
küchc). Auf das erneute Gesuch des Architekten 
vom 10.Oktober 1952 wurde durch Verfügung der Baupolizei 
vom 5. Dezember 1952 die Tieferlegüng des Küchenraumes 
im Kellergeschoß mit ‘der Auflage genehmigt, daß die Küche 
künftig nur noch als Imbißküche benutzt werden, dürfe und 
die Aufstellung eines Hotelküchenherdes mit einer Grill- 
und WärmeVorrichtung untersagt werde; im äußersten Falle 
sei die Aufstellung eines normalen Haushalts-Gasküchenher- 
des mit 4 Flammen, auf dem Würstchen oder Bouillon warm­
gemacht werden könnten, zulässig; die Kochküche dürfe auf 
keinen Fall wieder eingerichtet werden.

Die Kläger behielten die Gaststätte, sie waren jedoch 
ab 15. März 1952 mangels eines für die Herstellung warmer 
Speisen geeigneten Raumes nicht in der Lage, die Gast­
stätte in der bisherigen Weise fortzuführen. Sie verab­
reichten in ihr kalte Speisen und an warmen Speisen nur 
Würstchen, Pasteten u. dergl. Die Küche im Keller diente 
nur noch als sogenannte Imbißküche.
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Die Kläger haben ab April 1952 einen Teilbetrag 
der vereinbarten Monatsmiete einbehalten. Sie erheben f 
Anspruch darauf, daß die jetzige Beklagte als Rechtsnach­
folger im Mietverhältnis Schadensersatz für den Ver­
dienstausfall leiste, der ihnen durch den Wegfall der 
Verabreichung warmer Speisen entstanden sei, also den 
entgangenen Gewinn ersetzt, der im Palle des Vorhanden­
seins einer Warmküche von ihnen erzielt worden wäre.

Die Kläger haben mit der im März 1953 zugestellten 
Klage als Schadensersatz für den erlittenen Verlust in 
der Zeit vom 15* März bis 30. November 1952 unter Berück­
sichtigung der Mietkürzung einen Betrag von 643 753 frs 
nebst Zinsen gefordert und ferner beantragt festzustel­
len, daß der Beklagte verpflichtet ist, ihnen in Zukunft 
allen Schaden zu ersetzen, der ihnen durch die polizei­
liche Schließung der Küche des Lokals K ^ P “
entsteht.

Der Beklagte ist diesem Verlangen entgegengetreten.* 
und hat widerklagend Mietsrückstände bis zum 30. Novem­
ber 1953 einschließlich zu ersetzender Nebenkosten in 
Höhe eines Betrages vo" insgesamt 2 225 529 frs nebst 
Zinsen verlangt.

Das Landgericht hat durch Teilurteil die Klage abge­
wiesen.

Das Oberlandesgericht hat unter Zurückweisung des 
Rechtsmittels im übrigen die Beklagte verurteilt, an die 
Klägerin 149,99 DM nebst Zinsen zu zahlen, und die mit 
der Klage geforderte Peststellung getroffen.

Mit der Revision erstrebt die Beklagte die Zurück­
weisung der Berufung, soweit das Oberlandesgericht der

r
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Klage entsprochen hat. Die Kläger beantragen die Zurück­
weisung der Revision.

Entscheidungsgründe;

I. Das Berufungsgericht stellt mit näherer Begrün­
dung fest, daß der Erblasser der Beklagten zur Herrich­
tung eines Speiserestaurants mit der dazu notwendigen 
Küche auf Grund des mit den Klägern geschlossenen Miet­
vertrages vom 2. Mai 1950 verpflichtet war. Die Kläger 
seien zwar, so .führt das Oberlandesgericht aus, mit der 
Errichtung der Küche im Keller einverstanden gewesen.
Der verstorbene Beklagte habe jedoch dafür sorgen müs­
sen, daß die Küchenräume gemäß dem Vertragszweck genutzt 
werden konnten.. Er hätte die Auflage in der vorläufigen 
Genehmigung zur Eröffnung der Speisegaststätte Nr. 8245 
vom 28. Juli 1961 erfüllen müssen, die mangels der gefor­
derten Mindesthöhe der Küche von 5 m den Einbau einer 
wirksamen vollautomatischen Be- und Entlüftungsanlage 
verlangte. Eine solche Anlage sei nicht erstellt worden. 
Für den baulichen Mangel, das Fehlen einer ausreichenden 
Höhe des Küchenraumes, habe der Vermieter auch ohne Ver­
schulden einzustehen. Die Erstellung der zum Ausgleich 
dieses Mangels erforderlichen Bntlüftungsanlage habe 
ebenfalls zu seinem Aufgabenbereich gehört. Die Schadens- 
ersatzVerpfDichtung der Beklagten sei daher gegeben, 
ohne daß es hierfür des Nachweises eines Verschuldens 
bedürfe.

Die Revision wendet sich gegen diese vom Berufungs­
gericht vorgenommene Bestimmung der Verträgspflichten aus 
dem Mietvertrag vom 2. Mai 1950. Ihre Angriffe bleiben 
aus folgenden Gründen ohne Erfolg:



1. Die Revision rügt, bei der Auslegung des Mietver­
trages habe der Berufungsrichter übersehen, daß die Brau­
erei mit der Darlehensgewährung an die Kläger gemäß Vertrag 
vom 6. Dezember 1950 und der dem Vermieter versprochenen 
Herstellung der Ent- und BelUftungsanlage nur so weit 
Pflichten der Kläger habe übernehmen wollen, als sie die­
sen oblagen. Es habe für die Brauerei keinerlei Anlaß 
bestanden, auch noch Pflichten des Vermieters zu überneh­
men. Das ergebe sich deutlich aus § 3 des Vertrages zwi­
schen der Brauerei und dem Vermieter vom 8. Dezember 1950, 
wonach als Bestandteil dieses Vertrages § 15 des Mietver­
trages gelte, deren Einhaltung die Brauerei aberkannt 
hat. Wenn demgegenüber § 1 des Vertrages vom 8. Dezember 
1950 unter Nr. 1 nochmals die Ent- und Belüftungsanlage 
nenne, so entspreche das dem Vertrag vom 6. Dezember 1950 
zwischen der Brauerei und den Klägern, dem die Passung 
des § 1 des Vertrages vom 8. Dezember 1950 als Anlage 
beigefügt worden ist. Da nun diese Nummer 1 des Vertra­
ges vom 8. Dezember 1950 auch nach der Auffassung des 
Berufungsrichters die gemäß der Auflage der Gewerbe- und 
Baupolizei erforderliche Anlage einer besonderen Entlüf­
tung für die im Keller liegende Küche umfasse, müsse 
zwangsläufig auch § 15 des Mietvertrages denselben Inhalt 
gehabt haben.

Diese Erwägungen der Revision sind nicht geeignet, 
die von dem Berufungsgericht vorgenommene Auslegung des 
Mietvertrages sowie des zwischen Vermieter und Brauerei 
am 8. Dezember 1950 geschlossenen Vertrages zu erschüttern.

Das Berufungsgericht hat im Rahmen der ihm zustehen­
den Peststellung des Sachverhalts angenommen, der Einbau 
einer besonderen vollautomatischen Be- und Entlüftungs­
arilage, wie sie durch die Baupolizei verlangt worden ist,
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falle nicht unter § 15 des Mietvertrages und gehöre dem­
nach nicht zu den Pflichten der Kläger. Es hat dem Inhalt 
des § 15, der die Innenausstattung im einzelnen dahin er­
läutert :

"Zur Innenausstattung gehören insbesondere auch 
Wandverkleidungen, Innenanstrich, Beleuchtungs­
körper (ausschließlich Glühlampen), Spezialin­
stallationen und Eritlüftungsanlagen"

entnommen, es handle sich dabei ersichtlich um Gegenstände 
und Anlagen, die für den jeweiligen Mieter von besonderem 
Interesse seien und deren Umfang und Wert er selber habe 
bestimmen sollen. Wenn in diesem Zusammenhang auch von 
Spezialinstallationen die Rede sei, so sei dabei offen­
sichtlich an solche gedacht, die der Inhaber eines Gast­
stättengewerbes zur Erleichterung seiner Arbeitsbedingungen 
oder für den besseren Komfort der Gäste normalerweise be­
nötige. Keinesfalls sei hierbei aber an eine Anlage gedacht, 
die einen baulichen Mangel der Mietsache ausgleichen müßte. 
Dies sei schon darum nicht der Pall, weil der Mangel bei 
Abschluß des Mietvertrages noch gar nicht bekannt gewesen 
sei. Die Anlage des Baus sei Sache des Vermieters gewesen, 
wie dies in § 15 des Mietvertrages durch den Satz

"Der Vermieter erstellt die Mieträume ein­
schließlich der vorgeschriebenen Toiletten 
schlüsselfertig"

festgelegt worden sei. Dem Vertrag vom 6. Dezember 1950, 
den die Brauerei mit den Klägern geschlossen habe und dem 
Vertrag vom 8. Dezember 1950 zwischen der Brauerei und 
dem Vermieter sei nicht zu entnehmen, daß die Anlage der 
erforderlichen Entlüftung im Keller von den Klägern oder 
in deren Auftrag von der Brauerei übernommen worden sei. 
Dabei läßt das Berufungsgericht dahingestellt, ob die 
den Vermieter nach dem Sinn des § 15 des Mietvertrages
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treffende Verpflichtung, die zum Ausgleich eines bauli­
chen Mangels erforderliche Entlüftungsanlage zu erstel­
len, überhaupt von der Brauerei übernommen worden ist.
Dies könne, so hat das Berufungsgericht weiter ausge­
führt, möglicherv/eise aus § 1 des Vertrages vom 8. De­
zember 1950 abgeleitet werden. Hierin sei abweichend 
von § 15 des Mietvertrages zwar ausdrücklich auf die 
gemäß der Auflage der Gewerbe- und Baupolizei erforderlich 
werdende Anlage einer besonderen Entlüftung für die im 
Keller liegende Küche Bezug genommen. Damit, daß der 
§ 1 des Vertrages vom 8. Dezember 1950 auch zur Anlage 
des Vertrages der Brauerei mit den Klägern vom 6. Dezem­
ber 1950 gemacht worden sei, ergebe sich jedoch nicht, 
daß die erörterte dem Vermieter obliegende Verpflichtung 
nunmehr auf den Mieter übergegangen sei.

Die Ansicht der Bevision, es habe für die Brauerei 
keinerlei Anlaß bestanden, auch noch Pflichten des Ver­
mieters zu übernehmen, das ergebe sich deutlich aus § 3 
des Vertrages vom 8. Dezember 1950, wonach als Bestandteil 
dieses Vertrages § 1$ des Mietvertrages gilt, deren Ein­
haltung die Brauerei anerkennt, kann zwar für die Ausle­
gung des Vertrages vom 8. Dezember 1950 zutreffen. Dieser 
Gesichtspunkt mag dagegen sprechen, daß die Brauerei 
im § 1 dieses Vertrages eine weitergehende Verpflichtung 
zur Erstellung der Ent- und Belüftungsanlage im Keller 
Übernommen hat, als sie die Kläger nach dem Mietvertrag 
zu erfüllen hatten. Es ist aber dessen ungeachtet aus 
Rechtsgründen nicht zu beanstanden, daß das Berufungsge­
richt offen gelassen hat, ob die Brauerei die nach dem 
Mietvertrag dem Vermieter obliegende Verpflichtung, eine 
Entlüftungsanlage, die zum Ausgleich eines baulichen Man­
gels erforderlich wurde, herzustellen, durch ihren Ver­
trag mit dem Vermieter übernommen hat, und daß es zu dem 
Ergebnis gelangt ist, es komme hierauf für die Ansprüche
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der Kläger gegen den Vermieter nicht an. Denn das Beru­
fungsgericht hat keinen mit der Revision angreifbaren 
Rechtsfehler begangen, v/enn es den Umstand, daß dem 
Vertrag zwischen den Klägern und der Brauerei vom 6. De­
zember 1950 der Y/ortlaut des § 1 des Vertrages vom 
8. Dezember 1950 als Anlage beigefügt worden ist, dahin 
gewertet hat, daß damit die Kläger im Verhältnis zum 
Vermieter keine Verpflichtung übernommen haben, eine zum 
Ausgleich eines baulichen Mangels erforderliche Entlüf­
tungsanlage zu erstellen, v/as über die Verpflichtungen 
aus dem Mietvertrag vom 2. Mai 1950 hinausgehen würde. 
Hierzu hätte es, wie das Berufungsgericht rechtlich ein­
wandfrei bemerkt, einer Vereinbarung zwischen den Ver­
tragsparteien des Mietvertrages bedurft, die jedoch durch 
die Verträge vom 6. und 8. Dezember 1950 nicht bewiesen 
sei.

Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe 
übersehen, daß die Brauerei hinsichtlich der in § 1 des 
Vertrages vom 8. Dezember 1950 übernommenen Herstellung 
der Ent- und Belüftungsanlage nur so weit Pflichten habe 
übernehmen wollen, als diese bereits den Mietern oblagen, 
kann somit nicht durchgreifen, denn das mit ihr geltend 
gemachte Vorbringen ist nicht geeignet, den Gedanken­
gang des Berufungsgerichts zu widerlegen,und steht der 
hierauf beruhenden^Auslegung des Vertragsverhältnisses 
zwischen den Klägern und der Beklagten nicht entgegen.
Dem Berufungsgericht ist deshalb insbesondere auch darin 
beizutreten, daß es keiner Feststellung bedurfte, ob die 
Brauerei überhaupt in dem Vertrag vom 8. Dezember 1950 
dem Vermieter gegenüber eine Verpflichtung übernommen 
hat, für die Küche im Keller eine Be- und Entlüftungsan- 
lage zu erstellen, wie sie von der Baupolizei gefordert 
wurde. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß der Hinweis
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in § 1 des Vertrages vom 8. Dezember 1950 auf Anforderung 
der Gewerbe- und Baupolizei noch keinen sicheren Anhalts­
punkt dafür gibt, ob damit von der Brauerei auch die 
Herstellung der von der Baupolizei geforderten besonde­
ren Vorrichtung für die Küche übernommen worden ist, 
zumal jede Entlüftungsanlage, also auch solche normaler 
Art, grundsätzlich den Anforderungen der Gewerbe- und 
Baupolizei hätte entsprechen müssen»

2. Mit einer weiteren Rüge macht die Revision gel­
tend, der Vermieter habe nach der Feststellung des Beru­
fungsgerichts für die Küche keinen besonderen Mietzins 
gefordert. Gerade wenn die Be- und Entlüftung für eine 
derartige Küche, wie sie die Kläger haben wollten, mit 
sehr hohen Ausgaben verbunden sei, so könnten sie doch 
niemals von einem Vermieter übernommen sein, der den 
Raum mietzinsfrei zur Verfügung stelle.

Auch diese Rüge ist unbegründet. Nach der Feststel­
lung des Berufungsgerichts war bei den Mietvertragsver- 
handlungen ursprünglich für die Küche ein geeigneter 
Raum im Erdgeschoß in Betracht gezogen worden, der einen 
erheblichen Mietzins erfordert hätte, während die 100 qm 
Kellergeschoß "mietzinsfrei** gegeben worden sind. Die 
Kläger seien, so führt das Berufungsgericht aus, mit der 
Küche im Keller einverstanden gewesen. Daraus ergebe sich 
zwar, daß sie die damit verbundenen Nachteile und Unbe­
quemlichkeiten hinnehmen müßten, grundlegend anders ver­
halte es sich aber hinsichtlich des Umstandes, daß die 
Bau- und Gewerbepolizei die Benutzung der Küche ais Warm­
küche mit Wirkung vom 15. März 1952 untersagt habe. Diese 
Erwägung des Berufungsgerichts ist aus Rechtsgründen nicht 
zu beanstanden. Es durfte dabei die ,,mietzinsfreieH Über­
lassung des Kellerraums als unwesentlich ansehen für die
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Frage nach dem Umfang der Vertragspflichten der Parteien 
and die den Vermieter treffende Verantv/ortlichkeit, für 
einen baulichen Mangel des für die Küche vorgesehenen 
Raumes einzustehen, zumal dieser Mangel nach den Fest­
stellungen des Berufungsgerichts beim Abschluß des Ver­
trages den Klägern nicht bekannt gewesen ist- Auf diese 
Unkenntnis der Kläger von dem nach Abschluß des Mietver­
trages in Erscheinung getretenen Mangel der unzureichen­
den Höhe und der ungenügenden Belüftung und Entlüftung 
dos Kollerraums Y/ird noch einzugehen sein.

3- Die Revision führt ferner aus, die Verbindlich­
keiten des Vermieters und entsprechend der Mieter seien 
mindestens dadurch umgestaltet worden, daß der bauleiten- 
de Architekt Kniebe mit dem Einbau der Be- und Entlüf­
tungsanlage für die Küche die Firma beauftragt
gehabt habe, die hierfür eine Garantie zugesagt habe, 
während dann auf Wunsch der Brauerei der Auftrag der 
Firma erteilt worden sei, ohne daß diese
Firma eine entsprechende Garantie übernommen habe.Die 
Revision meint, auch in diesem Zusammenhang hätte das Be­
rufungsgericht die Interessenlage berücksichtigen müssen. 
Kein Vermieter würde auf eine derartige Garantie ohne Ge­
genleistung verzichten. Bas widerspreche jeglicher Lebens­
erfahrung. Bas Interesse an der Änderung des Auftrages 
habe ausschließlich bei der Brauerei und damit bei den 
Klägern gelegen, die auf das Barlehen und die v/eitere 
Hilfe der Brauerei angewiesen gewesen seien, wiö sich 
dem Vertrag vom 6. Bezember 1950 entnehmen lasse. Wäre, 
so meint die Revision, mit dem Berufungsgericht davon aus- 
zugehen, daß der Mietvertrag hinsichtlich der Entlüftungs­
anlage enger auszulegen sei als die Verträge vom 6. und 
8. Dezember 1950, so hätte die Brauerei als Bevollmächtig­
te der Kläger die gesamte Entlüftungsanlage übernommen,
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zumal vorher irgendwelche Rechtsbeziehungen zwischen der 
Brauerei und dem Ehemann der Beklagten nicht bestanden 
hätten. Überdies müsse die Interessenlage notwendig zu 
der Auslegung des Mietvertrages führen, daß die Kläger 
die gesamte Entlüftungsanlage übernommen hätten. Das Be­
rufungsgericht hätte unter diesen Gesichtspunkten die 
Worte des Vermieters zu seinem Architekten K w ü r d i ­
gen müssen "da sei nichts zu machen, Herr wün­
sche, daß die Firma den Auftrag erhalte". Die
Worte wiesen eindeutig in die Richtung, daß der verstor­
bene Ehemann der Beklagten sich keine Machtbefugnis hin­
sichtlich der Entlüftungsanlage angemaßt habe. Wenn der 
Berufungsrichter aus' diesen Worten schließe, der Ehemann 
der Beklagten habe den Wunsch des Brauereidirektors zu 
seiner eigenen Anweisung an den Architekten gemacht, so 
fehle es für diese Annahme an jeglicher Grundlage.. Der 
Ausspruch sei vielmehr eindeutig dahin zu verstehen, daß 
sich der Ehemann der Beklagten dieser Anweisung habe 
fügen müssen.

Die Revision erstrebt mit diesen Angriffen in unzu­
lässiger Weise eine andere Wertung von Umständen, die von 
dem Berufungsrichter im Rahmen der ihm obliegenden und 
grundsätzlich vorbehaltenen Feststellung des Sachverhalts 
vorgenommen worden ist. Sie sind jedenfalls unbegründet. 
Der Berufungsrichter hat ersichtlich weder die Interessen­
lage der Beteiligten noch einen sonstigen wesentlichen 
Gesichtspunkt aus dem Vorbringen der Parteien übersehen, 
als er die Vertragspflichten der Kläger und des Vermie­
ters aus dem Mietverträge unter Auslegung der vorliegenden 
Urkunden bestimmte. Insoweit ist ihm insbesondere auch 
kein Verstoß gegen § 286 ZPO vorzuwerfen.

£
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Dio Revision hat mit ihren Ausführungen auch keine Ver­
letzung der Auslegungsregeln des § 157 BGB dargetan. Es 
ist insbesondere unerheblich, daß zunächst die Firma 
^ 1 1 ^  mit dem Einbau der Be- und Entlüftungsanlage für 
die Küche beauftragt worden war und daß der Auftrag später 
auf Wunsch der Brauerei einer anderen Firma erteilt wurde. 
Denn es ist mit den Rügen der Revision nicht angreifbar, 
wenn das Berufungsgericht festgestellt hat, der ursprüngli­
che Beklagte habe sich mit dieser Änderung einverstanden 
erklärt, und daraus folgert, er habe damit den Wunsch der 
Brauerei zu seiner eigenen Anweisung an den Architekten 
gemacht.

Die Annahme des Berufungsgerichts, es habe zu den Ver­
tragspflichten des Vermieters gehört, die zum Ausgleich des 
baulichen Mangels der Küche im Keller erforderliche Entlüf­
tungsanlage zu erstellen, ist somit aus Rechtsgründen nicht 
zu beanstanden.

II. Das Berufungsgericht erachtet auch ohne Rechtsirr­
tum die Beklagte als verpflichtet, für den Mangel der fehlen­
den lichten Höhe der Küche deshalb einzustehen, weil dieser 
Mangel bei Fertigstellung der Küche und Übergabe der Gast­
stättenräume an die Kläger vorhanden gewesen ist. Ihm ist 
auch darin beizutreten, daß die Beklagte dafür einstehen 
muß, daß der Mangel durch die später eingebaute Entlüftungs­
anlage nicht behoben worden ist.

1. Für die rechtliche Beurteilung der Haftung für die 
Folgen dieser Mängel ist davon auszugehen, daß der Mieter 
nach dem Wortlaut des § 538 BGB Schadensersatz v/egen Nicht­
erfüllung dann verlangen kann, wenn ein Fehler der vermiete­
ten Sache, der ihre Tauglichkeit zu dem vertragsmäßigen Ge­
brauch aufhebt oder mindert, bei dem Abschluß des Vertrages 
vorhanden war. Der Mieter kann in solchem Falle statt der
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vollständigen oder teilweisen Freistellung von der Entrich­
tung des Mietzinses gemäß § 537 BGB den Schadensersatzein­
spruch aus § 538 BGB geltend machen. Das gilt auch, wenn 
ein Mangel der bszeichneten Art später infolge eines Umstan­
des entsteht, den der Vermieter zu vertreten hat, oder wenn 
der Vermieter mit der Beseitigung eines Mangels in Verzug 
kommt. Die in § 538 bestimmte Haftung für Mängel, die beim 
Abschluß des Mietvertrages vorhanden sind, tritt auch ein, 
wenn den Vermieter kein Verschulden trifft. Die Vorschrift 
enthält somit eine Garantie des Vermieters für das Eicht Vor­
handensein eines Mangels bei Vertragsschluß. Die Haftung aus 
dieser Garantie tritt nicht ein, wenn der Vermieter bei dem 
Abschluß des Vertrages den Mangel der gelieferten Sache 
kennt (§ 539 Satz 1 BGB).

Die Vorschrift des § 538 BGB, also die Garantiehaftung, 
gilt nach ihrem Sinn entsprechend auch für den Fall, daß die 
Mietsache erst nach Abschluß des Vertrages hergestellt werden 
soll. Die Garantie des Vermieters bezieht sich in einem sol­
chen Falle auf den Zeitpunkt der Fertigstellung oder der 
Überlassung der Mietsache an den Mieter zum Gebrauch. Es 
kommt daher darauf an, ob in diesem Zeitpunkt ein Mangel der 
in § 537 BGB bezeichneten Art vorhanden war. In diesem Falle 
kann der Mieter in sinngemäßer Anwendung des § 538 BGB 
Schadensersatz wegen Nichterfüllung verlangen (BGHZ 9, 320; 
Pritsch in BGB RGRK 11. Aufl. § 538 Anm. 2a).

Hat der Mieter in einem solchen Falle einen Mangel 
nach Abschluß des Vertrages erfahren, das Mietverhältnis 
aber gleichwohl fortgesetzt, so folgt daraus noch nicht oh­
ne weiteres, daß er wegen des Mangels keine Ansprüche gegen 
den Vermieter erheben kann. Es kommt vielmehr darauf an, 
ob sein Verhalten dahin zu deuten ist, daß er wegen des 
Mangels keine Ansprüche an den Vermieter stellen, vielmehr 
sich mit dessen Leistung begnügen wolle.
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2. Das Berufungsgericht hat daher mit Hecht den Sach­
verhalt unter dem Gesichtspunkt geprüft, oh die Beklagte 
aus gesetzlicher Garantie deshalb ohne Verschulden hafte, 
weil der Kollerraum im Zeitpunkt der Übergabe zum Gebrauch 
an die Kläger im April 1951 mit einem Fehler behaftet war.

Der Fehler ist darin zu sehen, daß der Keller nach sei­
ner räumlichen Beschaffenheit nicht geeignet v/ar, zu dem 
vertragsmäßigen Gebrauch des Raumes auch als sogenannte 
Warmküche zu dienen und benutzt zu werden.

Die Revision macht nun geltend, ein Schadensersatzan­
spruch der Kläger würde nach § 539 BGB dann entfallen, wenn 
sie das Mietobjekt in Kenntnis dieses Mangels angenommen 
hätten, es sei denn, sie hätten sich die Geltendmachung 
ihrer Rechte Vorbehalten. Das Berufungsgericht habe mit 
seinor Auffassung, die Kläger hätten den Mangel im entschei­
denden Zeitpunkt nicht gekannt, gegen § 286 ZPO verstoßen, 
weil es hierfür wesentliches Vorbringen übergangen habe.
Es hätte andernfalls zu der Feststellung kommen müssen, daß 
die Kläger den Mangel bei Eröffnung des Lokals gekannt hät­
ten, die zeitlich mit der Übernahme der Gaststättenräumo Zu­
sammenfalle. Als übergangen rügt die Revision

a) die mit Beweisangeboten vorgetragene Behauptung des 
Ehemanns der Beklagten im Schriftsatz vom 11. Fe­
bruar 1953 Seite 7, der Kläger habe beim Einkauf des 
Herdes erklärt, man solle nichts von dessen Kon­
struktion sagen, da nur eine Imbißküche genehmigt 
worden sei, und ferner den Umstand, daß der Herd
im März 1951» also vor Eröffnung des Lokals, ge­
kauft worden sei,

b) das Vorbringen der Kläger im Schriftsatz vom
25.April 1953 ('S. 3 ff), ein Beamter habe am Tage 
vor der Eröffnung der Gaststätte in Anv/esenheit



- 1 7 -

des Klägers erklärt, der Keller entspreche nicht 
den Vorschriften und werde deshalb nicht genehmigt 
werden.

Für die rechtliche Beurteilung dieser Rügen kann unter­
stellt worden, daß diese Vorgänge vor der Gebrauchsüberlas­
sung der Mietsache an die Kläger liegen. Bas Berufungsge­
richt brauchte aber hierauf nicht einzugehen. Denn mit die­
sen Behauptungen hätte der Ehemann der Beklagten nicht 
schlüssig dargetan, die Kläger seien damit einverstanden 
gewesen, daß die Küche im Keller lediglich eine solche 
Beschaffenheit aufzuweisen brauche, die später nur noch 
ihren Gebrauch als Imbißküche ermöglichte.

In einem Falle, in dem die Mietsache erst nach dem Ab­
schluß des Vertrages hergestellt wird und deshalb die Garan­
tiehaftung des Vermieters aus der entsprechenden Anwendung 
des § 538 Abs. 1 BGB abzuleiten ist, können die Bestimmungen 
des § 539 BGB auch nur entsprechend angewendet werden. Bie 
entsprechende Anwendung dieser Vorschrift auf den vorliegen­
den Fall, in dem der Mieter bei dem Abschluß des Vertrages 
von dem in Rede stehenden Mangel keine Kenntnis hatte, kann 
zum Ausschluß der Garantiehaftung nur dann führen, wenn die 
Kläger die Mietsache in Kenntnis des Mangels vorbehaltlos 
angenommen hätten, oder wenn ihrem Verhalten zu entnehmen 
wäre, daß sie insoweit keine Rechte aus dem Mietvertrag 
herleiten wollten. Bin solcher Vorbehalt kann sich auch 
schon aus den Umständen ergeben.

3. Bas Berufungsgericht hat nicht festgestellt, daß 
die Kläger die Mietsache vorbehaltlos angenommen haben. Es 
ist auch kein Rechtsverstoß darin zu finden, daß das Beru­
fungsgericht den Sachverhalt nicht in der von der Revision
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gewünschten Weise aufgeklärt und das oben zu a und b v/ieder- 
gegebene Vorbringen der Kläger auch in diesem Zusammenhang 
nicht gewürdigt hat.

Die Kläger haben nicht vorgetragen, daß der Amtmann 
« m m m  von der B&upolizeibehörde bei der Besichtigung 
am 14. April 1951 erklärt habe, die Küche im Keller werde 
niemals genehmigt werden, und daß der Kläger bei dieser 
Äußerung zugegen gewesen sei. Es kommt aber darauf nicht 
an, denn aus einem solchen Vorgang kann noch nicht gefol­
gert werden, der Kläger sei sich der Tragweite und des Um­
fanges dos Mangels bewußt gewesen und habe die Küche in 
der beii der Übernahme der Gaststätte gegebenen Beschaffen­
heit als vertragsgemäße Leistung entgegengenommen. In die­
sem Zusammenhang muß nämlich berücksichtigt werden, daß 
der Kläger, wie er selbst vorgetragen hatte, bereits durch 
eine Verfügung der Baupolizeibehörde vom 4. April 1951 
darauf hingev/iesen worden war, daß gegen die Belassung der 
Wirtschafts- und Spülküche im Keller nach wie vor wegen der 
geringen Raumhöhe und der offensichtlich ungenügenden Be- 
und Entlüftung baupolizeilichereeits Bedenken bestünden, 
und sich dann darum bemüht hatte, wenigstens eine vorläu­
fige Genehmigung zur Eröffnung des Lokals zu erwirken, die 
dann auch erteilt wurde. Die Kläger konnten deshalb bei der 
Eröffnung des Lokals davon ausgehen, daß dem Bauherrn be­
stimmte Auflagen erteilt waren, die zum Ziel hatten, die 
Genehmigungsfähigkeit der Küche herbeizuführen. Bei diesem 
Sachverhalt bedurfte es keines besonderen Vorbehalts auf 
Seiten der Kläger, um zu erkennen zu geben, daß sie die 
Küche in der von der Baupolizei beanstandeten Beschaffenheit 
nicht als vertragsgemäße Leistung ansehen.

Auf die in dem Schriftsatz vom 11. Februar 1953 vor­
getragene Behauptung, der Kläger habe beim Einkauf des
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Herdes erklärt, man solle nichts von dessen Konstruktion 
sagen, da nur eine Irabißküche genehmigt worden sei, kommt 
es ebenfalls nicht an. Die Beklagte hat auf dieses Vorbrin­
gen noch im Berufungsverfahren im Schriftsatz vom 5.Mai 1954 
S. 4 hingewiesen. Die Kläger haben die Behauptung als unzu­
treffend bezeichnet (Schriftsatz vom 26. Mai 1954 S. 5).
Mit der unter Beweis gestellten Behauptung hatte die Be­
klagte dartun wollen, daß der Kläger zu 1 mit der Anschaf­
fung des Herdes die Absicht verfolgt habe, den Vermieter zu 
schädigen. Das Berufungsgericht hat indes festgestellt, daß 
der Herd den Voraussetzungen einer normalen Küche für ein 
gepflegtes Speisereataurant entspreche und daß die Kläger 
mit der Anschaffung des Küchenherdes vertragsgemäß gehan­
delt hätten. Die Beklagte hat, wie das Berufungsurteil Sei­
te 16 feststellt, im Termin vom 28. März 1953 den Einwand 
fallen gelassen, es sei ursprünglich eine Imbißküche geplant 
und mit dem Kläger vereinbart gewesen. Deshalb brauchte das 
Berufungsgericht auf das Beweisangebot über die Bemerkung 
des Klägers beim Einkauf des Herdes unter dem vorher Von der 
Beklagten geltend gemachten GeSichtepunkt nicht einzugehen. 
Es köinmt aber hierauf auch insoweit nicht an, als die Revi­
sion aus dem behaupteten Vorgang folgern will, die Kläger 
hätten den Mangel der Küche uim entscheidenden Zeitpunkt” 
gekannt. Denn aus der Bemerkung, es sei nur eine Imbißküche 
genehmigt worden * ist noch nicht zu folgern, die Kläger hät­
ten dem Vermieter gegenüber sich damit begnügen wollen, daß 
der Küchenraum nur den Erfordernissen einer Imbißküche ent­
sprach. Das Berufungsgericht stellt zudem ausdrücklich fest, 
der Mangel der Küche sei auch bei der Übernahme der Räume 
noch nicht endgültig festzustellen gewesen. Da eine vorläufi­
ge Genehmigung Vorgelegen habe, hätten die Kläger trotz ge­
wisser von der Baupolizei geäußerter Bedenken noch damit 
rechnen können, daÖ der verstorbene Beklagte die polizeili­
che Verfügung erfüllen werde. Erst mit der durch Schreiben
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vom 26. Februar 1952 verfügten Schließung der Küche zum 
15- März 1952 sei der Mangel der baulichen Anlage für die 
Kläger einwandfrei erkennbar gewesen. Das Berufungsgericht 
hätte zu der Frage, ob die Kläger die Räume etv/a vorbehalt­
los angenommen haben, auch noch darauf hinweisen können, 
daß sic den Ehemann der Beklagten bereits mit Schreiben 
vom 27. April 1951, also 12 Tage nach Eröffnung der Gast­
stätte darauf hingewiesen haben, den Vermieter treffe die 
Verantwortung, wenn die gemietete Gaststätte nicht den bau­
polizeilichen oder gewerblichen Vorschriften entspreche.
Die Beklagte kann daher unter diesen Umständen nicht mit 
dem Einwand durchdringen, die Kläger hätten die Mieträume 
zum 15- April 1951 in Kenntnis des hier in Rede stehenden 
Mangels übernommen und dadurch den Anspruch aus der Garan­
tiehaftung des Vermieters verloren. Dem Berufungsgericht 
ist vielmehr auch darin zuzustimmen, wenn es annimmt, die 
Kläger hätten sich darauf verlassen dürfen, daß der Mangel 
noch behoben werden würde.

III. Mit weiteren Rügen verficht die Revision den 
Standpunkt, Schadensersatzansprüche der Kläger würden auch 
dann entfallen, wenn sie den Mangel bei Übernahme des Miet­
gegenstandes infolge grober Fahrlässigkeit nicht gekannt 
hätten. In dieser Hinsicht sei der Beruf des Klägers wesent­
lich. Als Hotelkoch hätte ihm nicht entgehen können, daß 
in einem nicht einmal 2 1/2 m hohen, fensterlosen Keller 
sich die Küche eines Speiserestaurarits nicht betreiben las­
se. Auch in diesem Zusammenhang seien die vorstehenden un­
ter Abschnitt II behandelten Rügen wesentlich, es sei daher . 
auch in dieser Hinsicht § 286 ZPO verletzt.

Die entsprechende Anwendung des § 539 BGB auf den hier 
zu beurteilenden Sachverhalt führt indes nicht zu. den von
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der Revision gewünschten Folgerungen. In einem Falle, in 
dem eine bereits erstellte Sache vermietet wird, kann nach 
§ 539 Satz 2 BGB Schadensersatz wegen eines Mangels, der 
dem Mieter im Zeitpunkt des Vertragsschlusses infolge gro­
ber Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist, nur unter den 
Voraussetzungen gefordert werden, unter denen dem Käufer 
einer mangelhaften Sache Gewähr zu leisten ist, also nur 
dann, wenn der Vermieter die Abwesenheit des Fehlers aus­
drücklich zugesichert oder wenn er ihn arglistig verschwie­
gen hat. Bio entsprechende Anwendung dieser Vorschrift kann 
hier jedoch nicht dazu führen, daß die Garantiehaftung des 
Vermieters von den angeführten weiteren Voraussetzungen ab­
hängig ist, wenn dem Mieter bei der Übernahme der Mietsache 
ihr Mangel infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblie­
ben ist. Dazu führt schon folgende Erwägung: Wenn die Klä­
ger die Mietsache nicht als vertragsmäßige Leistung ange­
nommen haben und deshalb selbst die Kenntnis des Mangels 
bei der Übernahme nietet zum Ausschluß des Schadensersatzan­
spruchs führt, so kann auch eine selbst grob fahrlässige 
Unkenntnis des Mangels oder seiner Tragweite noch nicht aus- 
reichen, um die Garantiehaftung des Vermieters in einem 
Falle auszuschließen, in dem die nach Vertragsschluß erstei: 
te Mietsache von dem Mieter nicht vorbehaltlos angenommen 
worden ist. Es ist auch in diesem Zusammenhang von Bedeutun 
daß die Kläger nach den Feststellungen des Berufungsgericht 
darauf vertrauen durften, die Genehmigungsfähigkeit des Kü­
chenraumes werde durch entsprechende Maßnahmen des Vermie­
ters noch herbeigeführt werden können, überdies ist dem 
Schreiben der Kläger vom 27. April 1951 auch zu entnehmen, 
daß sie sich Ansprüche a&f Schadensersatz vorbehielten,fall 
die Mängel der Mietsache nicht beseitigt wurden. Das Schrei 
ben spricht demnach auch gegen eine vorbehaltlose Annahme 
der Mietsache.

er
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IV. Die Revision beruft sich ferner darauf, daß die 
Geschäftsgrundlöge für den Mietvertrag entfallen sei. Beide 
Parteien seien, so führt die Revision aus, zunächst davon 
ausgegangen, daß die Einrichtung einer Wirtschaftsküche im 
Keller möglich sei. Diese Voraussetzung bilde daher die 
Geschäftsgrundlage für den Mietvertrag. Tatsächlich sei der 
Betrieb einer Küche (Warmküche) im Keller unmöglich, da der 
Kellerboden nicht gesenkt werden könne und die Behörde kei­
ne Genehmigung erteilen werde, wie sich später herausge­
stellt habe, also sei die Geschäftsgrundlage des Vertrages 
entfallen.

Die Revision übersieht indes, daß die Beklagte auf 
Grund der Garantiehaftung auch dafür einzustehen hat, wenn 
der Betrieb einer Warmküche im Keller überhaupt nicht er­
möglicht werden kann. Diese Haftung bildet den Inhalt der 
Vertragspflicht des Vermieters. Er kann sich deshalb auch 
nicht auf Unmöglichkeit der Leistung berufen. Zur Ge­
schäftsgrundlage gehört aber nicht, was Inhalt einer Ver­
tragspflicht ist. Deshalb kann sich die Beklagte von ihrer 
Haftung nicht unter dem rechtlichen Gesichtspunkt des Weg­
falls der Geschäftsgrundlage lösen. Die Beklagte hat somit 
keinen Anspruch darauf, daß der Vertrag der jetzigen Sach­
lage angepaßt wird. Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß 
die Vertragsparteien bei Abschluß des Mietvertrages nach 
dem festgestellten Sachverhalt die Beschaffenheit der in 
dem Keller vorgesehenen Küche nicht übereinstimmend fest­
gelegt hatten, insbesondere nicht hinsichtlich der lichten 
Höhe des zu erstellenden Küchenraums. Daher konnte der 
Zustand des von dem Vermieter dann erstellten Küchenraumes 
keinesfalls die Vertragsgrundlage des Vertrages bilden.

V. Der Schadensersatzanspruch der Kläger ist auch nicht 
verwirkt, wie die Revision meint.
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Der verstorbene Ehemann der Beklagten konnte nicht 
der Auffassung sein, daß die Kläger keine Schadensersatz­
ansprüche erheben würden, zumal solche in dem bereits er­
wähnten Schreiben vom 17. April 1951 von ihnen angekündigt 
waren. Die Tatsache, daß die Kläger zunächst einen Teil 
der Miete einbehalten haben, enthält weder einen Verzicht 
auf den Schadensersatzanspruch aus § 538 BGB, noch durfte 
der Vermieter deshalb darauf vertrauen, die Kläger würden 
keinen Schadensersatzanspruch geltend machen. Wenn sie 
auch in dem Schriftsatz vom 25. April 1953 S. 8 haben aus­
führen lassen, daß sie nach gesetzlicher Vorschrift die 
Miete minderten, so haben sie doch im übrigen keinen Zwei­
fel daran gelassen, daß sie den Schadensersatzanspruch aus 
§ 538 BGB geltend machen und damit diesen Anspruch aus­
drücklich gewählt. Die Ansprüche der Kläger sind daher nur 
unter diesem rechtlichen Gesichtspunkt zu prüfen.

VI. Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht hätte 
Anlaß gehabt, ein Mitverschulden der Kläger an der Ent­
stehung des Schadens anzunehmen, greift ebenfalls nicht 
durch. Das Mitverschulden der Kläger soll nach faiBlcht 
der Revision darin liegen, daß sie nach der eigenen Dar­
stellung schon während des Wiederaufbaues die geringe Kel­
lerhöhe erkannt hätten.

Die Revision übersieht bei dieser Rüge, daß die Be­
klagte (nicht die Kläger) in dem von der Revision ange­
führten Schriftsatz vom 13. November 1959 S. 4 vorgetragen 
hat, der ursprüngliche Beklagte habe während des schweben­
den Bauverfahrens sowohl persönlich wie auch durch seinen 
Architekten 3^1^^ laufend Verbindung mit den Baubehörden 
gehabt. Während dieser Verhandlungen mit der Baubehörde 
habe es sich herausgestellt, daß die vorgesehene Tiefe von
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3 m nicht eingehalten werden könne und daß die Kellerge­
schoßdecke nicht höher verlegt werden dürfe, um die dort 
bestehende einheitliche Bauweise nicht zu unterbrechen.
Die Beklagte hat dagegen nicht vorgetragen, daß diese Um­
stände auch den Klägern schon bei Abschluß des Mietvertrages 
bekannt gewesen seien. Wenn sich erst später herausgestellt 
hat, daß der Kellerraum nur unter besonderen Vorkehrungen als 
V/irtschaftsküche benutzt werden durfte, so ist nicht er­
sichtlich, inwiefern die Kläger ein Mitverschulden an dem 
entstandenen Schaden treffen soll.

Im übrigen sei noch darauf hingewiesen, daß der ursprüng­
liche Beklagte in dem Schriftsatz vom 5. Mai 1954 S. 4 
in Erwiderung auf die Berufungsbegründung ausführen ließ, 
die Kläger seien, als der Ausbau des Kellers noch im Gange 
gewesen sei, in voller Kenntnis der nach Bauabschluß zu 
erwartenden Räumlichkeiten von deren Eignung zum Betriebe 
einer Gaststätte überzeugt gewesen. Die Verantwortlichkeit, 
die Küche im Keller so zu gestalten, daß sie als Warmküche 
benutzbar war, lag indes nach den rechtlich einwandfreien 
Feststellungen des Berufungsgerichts vertraglich beim Ver­
mieter, also bei dem Rechtsvorgänger der Beklagten. Daß dcaa 
Kläger zu 1 wegen seiner beruflichen Erfahrungen als Hotel­
koch beim Abschluß des Mietvertrages hinsichtlich der Wahl 
des Kellerraums als Küche ein Verschulden trifft, ist dem 
festgestellten Sachverhalt nicht zu entnehmen.
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VII. Zusammenfassend ergibt sich somit, daß die Revi­
sion der Beklagten unbegründet ist. Ihr Rechtsmittel ist 
daher mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuy/eisen.

Dr.Gelhaar Artl Br.Spieler Br.Borschel Br.Mezger
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